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Drucksache 1893 


Antrag 

der Fraktion der DP 

betr. Gleichstellung der Presse -Versicherung mit der 
Sozialversicherung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

alsbald die Verbindlichkeiten und Rücklagen der obligatorischen 
Alters- und Berufsunfähigkeits -Versicherung der deutschen Redak- 
teure über die Versorgungsanstalt der Deutschen Presse GmbH, 
Berlin, als charakteristische soziale Zwangsversicherung nach § 23 
des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des Geldwesens (Umstellungs- 
gesetz) vom 20. Juni 1948 mit dem Stichtag der Währungsum- 
stellung im Verhältnis von einer Deutschen Mark für je eine Reichs- 
mark umzustellen. Diese 1:1- Umstellung soll sich auch auf die- 
jenigen Kapital Versicherungen über die Versorgungsanstalt der 
Deutschen Presse erstrecken, die ebenfalls auf Grund des am 10. Juni 
1926 vom Reichsarbeitsministerium für allgemeinverbindlich erklärten 
Tarifvertrages zwischen dem Reichsverband der Deutschen Presse 
und dem Arbeitgeberverband für das Deutsche Zeitungsgewerbe 
vom 9. Januar 1926 abgeschlossen worden sind. 


Bonn, den 1. Dezember 1955 


Dr. Schild (Düsseldorf) 
Becker (Hamburg) 
Matthes 

Dr. Brühler und Fraktion 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
AlleinvertPieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon; 3551 



